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Sehulpflichtbestimmungen für Schüler 
in weiterführenden Bildungseinrichtungen

§ 8

Jugendliche, die weiterführende Bildungseinrichtun­
gen besuchen (erweiterte Oberschulen, Abiturklassen in 
Einrichtungen der Berufsausbildung, Spezialschulen und 
yreiterführende Sonderschulen), unterliegen den Schul­
pflichtbestimmungen gemäß den §§ 4 bis 7.

§9

Für Jugendliche, die aus den im § 8 genannten Ein­
richtungen vorzeitig ausscheiden oder im Disziplinar- 
wege ausgeschlossen werden, gelten die Bestimmungen 
über die Berufsschulpflicht gemäß den §§ 10 bis 12.

§10
Berufsschulpflicht für Jugendliche mit Lehrvertrag

(1) Jugendliche, die einen Lehrvertrag abschließen, 
unterliegen der Berufsschulpflicht bis zur Beendigung 
des Lehrvertrages. Während des Besuches einer Ein­
richtung der Berufsausbildung erfolgt für diejenigen 
Jugendlichen, die die Oberschulbildung noch nicht er­
reicht, mindestens jedoch die 8. Klasse abgeschlossen 
haben, die Weiterführung oder der Abschluß der Ober­
schulbildung.

(2) Für Jugendliche, die aus Sonderschulen oder 
Spezialschulen entlassen werden und einen Lehrvertrag 
besitzen, ist Abs. 1 sinngemäß anzuwenden.

§11
Berufsschulpflicht für Jugendliche ohne Lehrvertrag

(1) Jugendliche, die keinen Lehrvertrag abschließen 
und das Ziel der 8. Klasse der Oberschule erreicht 
haben, unterliegen zur Weiterführung oder zum Ab­
schluß der Ausbildung in den allgemeinbildenden 
Fächern einer zweijährigen Berufsschulpflicht.

(2) Nicht berufsschulpflichtig sind Absolventen der
10. Klasse sowie Jugendliche, die das Ziel der 8. Klasse 
der Oberschule nicht erreichten bzw. aus niederen 
Klassen entlassen werden und keinen Lehrvertrag ab­
schließen. Mit diesen Jugendlichen, die in keinem Lehr­
verhältnis stehen, haben die Betriebe Qualifizierungs­
verträge abzuschließen.

(3) Jugendliche ohne Lehrvertrag, die seit dem 1. Sep­
tember 1964 die Berufsschule auf Grund der bisherigen 
Bestimmungen über die Erfüllung der Berufsschul­
pflicht besuchen, sind bis zum Ablauf des Lehrjahres 
1965 66 berufsschulpflichtig.

(4) Für Jugendliche, die aus Sonderschulen entlassen 
werden, ist der Abs. 1 sinngemäß anzuwenden. Hilfs­
schüler, die nach der Schulentlassung keinen Lehrver­
trag abschließen, haben anschließend 2 Jahre am 
Unterricht der Berufshilfsschule oder Hilfsschule mit 
Berufsschulteil teilzunehmen.

§ 12

Erfüllung der Berufsschulpflicht

(1) Die Berufsschulpflicht ist in einer staatlichen Ein­
richtung der Berufsausbildung der Deutschen Demo­
kratischen Republik zu erfüllen.

(2) Einzelfälle, die durch die §§ 10 und 11 nicht erfaßt 
werden, sind durch den Direktor der berufsbildenden 
Schule in Verbindung mit einem Vertreter des Be­
triebes, mit dem der Jugendliche einen Lehr- oder 
Arbeitsvertrag abschließt, nach Beratung mit dem 
Direktor der Oberschule zu entscheiden. Uber Ein­
sprüche entscheidet der Leiter des Betriebes oder der 
Einrichtung gemeinsam mit dem Kreis- oder Stadt­
schulrat.

(3) Jugendliche, die aus Hilfsschulen entlassen werden 
und einen Lehrvertrag zum Erlernen eines Berufes ab­
schließen, erfüllen ihre Berufsschulpflicht bis zur Be­
endigung des Lehrvertrages im allgemeinen in Berufs­
hilfsschulen oder Hilfsschulen mit Berufsschulteil.

(4) Verstöße gegen die Berufsschulpflicht sind nach 
den Ordnungsstrafbestimmungen zu ahnden.

§13
Schulpflicht für Ausländer und Staatenlose

(1) Die Bestimmungen über die Schulpflicht gelten 
auch für Kinder von Ausländern und Staatenlosen, so­
weit sie ihren ständigen Wohnsitz oder Aufenthalt in 
der Deutschen Demokratischen Republik haben.

(2) Kinder von Ausländern und Staatenlosen, die sich 
nur vorübergehend in der Deutschen Demokratischen 
Republik aufhalten, können auf Antrag an den Rat des 
Kreises oder der Stadt ebenfalls in eine Schule aufge­
nommen werden.

Erfüllung der Schulpflicht 
bei Auslandseinsätzen der Eltern

§14

(1) Für die Erfüllung der Schulpflicht der Kinder von 
Bürgern der Deutschen Demokratischen Republik, die 
im Ausland tätig sind, tragen die Eltern gemeinsam 
mit den entsendenden Dienststellen und Betrieben die 
Verantwortung. Sie haben rechtzeitig Maßnahmen zur 
Sicherung der Erfüllung der Schulpflicht einzuleiten. 
Das betrifft auch die Unterbringung in einem Internat, 
wenn die Kinder in der Deutschen Demokratischen 
Republik verbleiben. Hierbei sind die Festlegungen 
dieser Durchführungsbestimmung zu beachten.

(2) Im Ausland kann die Schulpflicht auf folgende 
Weise erfüllt werden:

a) Besuch einer Schule bei einer Auslandsvertretung 
der Deutschen Demokratischen Republik,

b) Besuch einer Schule eines sozialistischen Staates, 
wenn die zuständigen Dienststellen dieses Landes 
ihr Einverständnis erklären und die Bestätigung 
des Ministeriums für Volksbildung der Deutschen 
Demokratischen Republik vorliegt.

§ 15

Anträge der Eltern für die im § 14 Abs. 2 Buchst, b 
genannten Möglichkeiten der Schulpflichterfüllung sind 
mit einer Stellungnahme der entsendenden Dienststelle 
spätestens 6 Wochen vor der Ausreise an das Mini­
sterium für Volksbildung zu richten. Dabei ist die Er­
füllung der genannten Bedingungen nachzuweisen. Das 
Einverständnis der Dienststellen anderer Staaten für 
die Aufnahme der Kinder von Bürgern der Deutschen


